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Zum Interview mit Dr. Carmina Brenner

Das folgende Interview hat der Leiter 
der Wirtschaftsredaktion der Stuttgarter 
Zeitung, Michael Heller, mit der PräsidenMichael Heller, mit der PräsidenMichael Heller -
tin des Statistischen Landesamtes, 
Dr. Carmina Brenner, geführt. Zentrales Dr. Carmina Brenner, geführt. Zentrales Dr. Carmina Brenner
Thema waren die Aufgaben des Statisti-
schen Landesamtes Baden-Württemberg 
und die  Belastungen der Unternehmen 
durch die Auskunftspflichten gegenüber 
der amtlichen Statistik. Das Interview ist 
in der neuen Zeitung „Wirtschaft in Baden-
Württemberg“ erschienen. Wir danken 
der Stuttgarter Zeitung und den Stuttgarter Zeitung und den Stuttgarter Zeitung Stuttgarter 
Nachrichten für Rechte zum Nachdruck Nachrichten für Rechte zum Nachdruck Nachrichten
im Statistischen Monatsheft. 

Die Statistiker kommen heutzutage anders als 
früher zu ihren Daten; nicht nur die Fragebogen 
gehören der Vergangenheit an. Was sich ge-
ändert hat und welche künftige Entwicklung 
sich abzeichnet, erläutert die Präsidentin des 
Statistischen Landesamtes, Carmina Brenner.

Die amtliche Statistik gehört zu den Bürokratie­
lasten, über die die Wirtschaft immer wieder 
klagt. Wie hoch sind die Belastungen, und 
warum ist der Aufwand nötig? 

Gemessen an dem sogenannten Papierkrieg, 
den ein Unternehmen führen muss, hat die 
Statistik einen Anteil von acht Prozent. Der 
Rest entfällt auf Steuern, auf Arbeitsrecht und 
inzwischen auch auf Umweltdokumentationen. 
Der Aufwand ist erforderlich, weil wir ja unab-
hängig, objektiv und neutral Daten liefern sollen, 
auf denen dann andere Planungen aufsetzen 
können. Auf unsere Daten verlassen sich viele 
Institutionen; die Politik ebenso wie die Ver-
bände, die sich zum Beispiel auf Tarifverhand-
lungen vorbereiten, die Universitäten mit 
ihren Forschungsinstituten und die Kommunen 
mit ihren Gremien. 

Wie viele Unternehmen sind betroffen? 

Wir haben in BadenWürttemberg 490 000 Un-
ternehmen, die teilweise mehr als nur eine 
Betriebsstätte haben; zusammen sind das 
690 000 Betriebe. Die sind aber nicht alle be-

Die EU möchte noch mehr Daten
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richtspflichtig, das ist lediglich die Basis. Wirk-
lich herangezogen werden nur 15 Prozent, 
85 Prozent sind befreit. 

Kleine Unternehmen sind nach früheren  
Untersuchungen stärker belastet als große.

Das stimmt so schon lange nicht mehr. Begin-
nend 2006 mit insgesamt drei Mittelstandsent-
lastungsgesetzen, die vom Land Baden-Würt-
temberg auf den Weg gebracht wurden, sind 
Abschneidegrenzen heraufgesetzt worden. 
Seitdem sind Kleinstunternehmen überhaupt 
nicht mehr in der Statistik. Existenzgründungen 
sind im ersten Jahr nicht drin und in den beiden 
folgenden in der Regel auch nicht. 

Wer wird wie häufig befragt? 

Die Auskunftspflicht kann monatlich, viertel-
jährlich oder jährlich bestehen. So melden uns 
rund 3 900 Betriebe des Verarbeitenden Ge-
werbes monatlich ihre Daten; im Bauhauptge-
werbe sind es 850 Betriebe monatlich sowie 
6 800 Betriebe jährlich. Bei der jährlichen 
Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich 
sind 19 000 Unternehmen meldepflichtig. Da-
runter muss etwa der Einzelhandel mit mehr als 
250 000 Euro Jahresumsatz monatlich in einer 
Stichprobe melden. In der Beherbergungssta-
tistik werden nur die 6 800 Betriebe mit mehr 
als zehn Betten erfasst; Ferien auf dem Bauern-
hof fällt da nicht darunter. Wir werden übri-
gens von den Verbänden bisweilen gefragt, 
weshalb wir diese Zahlen nicht haben. Da 
 können wir nur sagen: weil ihr euch mal 
 beschwert habt und es dann die Entlastungen 
für die Kleinen gab.

Muss eigentlich immer wieder neu gefragt 
werden? Die Statistikämter könnten doch auf 
die Daten anderer Behörden zugreifen.

Das machen wir auch. So greifen wir auf 
unser Unternehmensregister und auf die Regi-
ster der Handwerkskammern zurück. Das be-
deutet, dass wir 4 500 Handwerksbetriebe nicht 
mehr befragen müssen. Ein anderes Beispiel 
ist im Bereich der Landwirtschaft die HIT-Datei 
(Herkunftssicherungs- und Informationssystem 
für Tiere), aus der wir die Informationen über 
den Rinderbestand holen. 

Warum wird die Industrie – vor allem die  
Metallindustrie – so stark herangezogen?

Das ist ein Spiegelbild der wirtschaftlichen 
Stärke und der großen Zahl der Industrieunter-
nehmen in Baden-Württemberg, denn die ge-
setzliche Auskunftspflicht ist in ganz Deutsch-
land gleich. 39 % der Bruttowertschöpfung im 

Südwesten kommt aus der Industrie. Das ist 
einzigartig in Deutschland und Platz zwei in 
der EU. Je stärker ein Unternehmen heraus-
sticht, desto wahrscheinlicher ist, dass weitere 
Meldepflichten zum Beispiel bei Energie oder 
Umweltstatistiken bestehen. 

Wären nicht längere Erhebungsintervalle eine 
sinnvolle Entlastung?

Wir legen die Intervalle nicht willkürlich fest; 
da gibt es gesetzliche Grundlagen, die meist 
auf EU-Wünschen beruhen. Das geht von mo-
natlich bis mehrjährlich. Monatlich kommt 
etwa die Beherbergungsstatistik. Uns würde 
viertel- oder halbjährlich reichen, aber das 
wollen die Verbände nicht.

Werden konsequent alle Möglichkeiten  
genutzt, die das Internet bietet?

Seitdem wir das E-Government-Gesetz haben, 
also seit dem letzten Jahr, dürfen wir an Unter-
nehmen keine Fragebögen mehr verschicken, 
sie müssen ihre Meldungen online abgeben. 
Das ist auch kein Problem, heutzutage hat ja 
jeder einen PC. Die Unternehmen bekommen 
mit Passwort einen Zugang zu unserer Inter-
netseite, rufen den Fragebogen auf und ma-
chen online ihre Angaben. Es gibt aber auch 
eine noch elegantere Möglichkeit. Mit Hilfe 
eines kleinen Zusatzprogramms werden die 
Daten selbstständig aus der Buchhaltung ge-
zogen, was allerdings nicht bei allen Anbietern 
funktioniert. 

Gibt es grundsätzlich die Bereitschaft, auf 
Daten zu verzichten? 

Das sehe ich gegenwärtig nicht. Es ist eher an-
dersherum. Die EU möchte eigentlich noch 
sehr viel mehr Daten haben. Dabei geht es 
aber weniger um die Industrie. Das Interesse 
gilt eher Bevölkerungsdaten, zum Beispiel 
über Arbeitsbedingungen. Hinzu kommt, dass 
die Daten sehr viel schneller als bisher ge-
wünscht werden. Da müssen wir schauen, wie 
wir das hinkriegen. Denn die EU hat da ziem-
lich harsche Disziplinierungsmaßnahmen.

Es gibt viele Informationen über Landwirt­
schaft und Industrie. Über Dienstleistungen 
wissen wir weniger. Ist das noch zeitgemäß?

Die Landwirtschaft hat nicht mehr die Bedeu-
tung wie früher. Alles, was unter einer Fläche 
von fünf Hektar liegt, fällt unter die Abschneide-
grenze. Die großen Erhebungen sind nicht 
mehr jährlich. Allerdings kommt 2016 auf die 
49 000 land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
im Land eine umfangreiche Agrarstrukturer-
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hebung zu. Der Dienstleistungsbereich mit sei-
nen 117 000 Unternehmen im Land ist seit 
Jahren der Jobmotor. Architektur- und Ingeni-
eurbüros darunter haben sich in den vergan-
genen Jahren besonders dynamisch entwi-
ckelt. Der Dienstleistungsbereich ist sehr 
heterogen. Da gibt es manchmal auch Zuord-
nungsprobleme. Zum Beispiel versteht sich 
nicht jeder Online-Händler als Händler, also 
dem Einzelhandel zugehörig.

Was wissen wir über Gründungen?

Wir kennen die Zahl der Existenzgründungen 
und die Zahl der Insolvenzen. Ob das dann 
dieselben sind, wissen wir aber nicht. Erst 
wenn die Gründer bestimmte Umsatzklassen 
erreichen, tauchen sie auch in der Statistik auf. 
Mitte des Jahres kommt voraussichtlich ein 
neues Bürokratieentlastungsgesetz. Durch die-
ses sollen die Gründer weiter stark entlastet 
werden. So wird die Umsatzgrenze auf 

800 000 Euro heraufgesetzt; was darunterliegt, 
soll nicht berichtspflichtig sein. Aber eines ist 
klar: Diese genauen Daten zum Gründungsge-
schehen werden wir dann auch nicht mehr an-
bieten können. 

„Für die Gründer wird die Umsatzgrenze 
auf 800 000 Euro heraufgesetzt; was 
 darunter liegt, soll nicht berichtspflichtig 
sein.“

Carmina Brenner über das geplante 
Bürokratie entlastungsgesetz

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Carmina Brenner, 
Vorzimmer, Telefon 0711/641-25 00,
Carmina.Brenner@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Unterzeichnet 

Als fünftes von 35 Landratsämtern in Baden-
Württemberg hat sich das Landratsamt Zollern-
albkreis erfolgreich für eine Teilnahme am 
„Programm familienbewusst & demografie-
orientiert“ beworben. Mit diesem Angebot 
 unterstützt das Kompetenzzentrum Beruf & 
Familie der FamilienForschung (FaFo) im 
 Statistischen Landesamt Baden-Württemberg 
Arbeitgeber dabei, die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie zu fördern und ihre Personalpolitik 
zukunftsfest zu gestalten. 

Das Programm wird vom Ministerium für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Senioren Baden-Württemberg finanziert. Zum 
Auftakt des Programms haben Landrat Gün-
ther-Martin Pauli MdL und Dr. Carmina Bren-
ner, Präsidentin des Statistischen Landes-
amtes Baden-Würt temberg, Ende April 2015 in 
Balingen im Rahmen des Demografie-Forums 
die offizielle Rahmenvereinbarung unterzeich-
net. 

Weitere Informationen unter 

www.kompetenzzentrum-bw.de (Meldungen).
Landrat Günther-Martin Pauli MdL und Dr. Carmina Brenner, Präsidentin des Statistischen 
Landesamtes, bei der Unterzeichnung der Rahmenvereinbarung in Balingen.


